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Schwangerschaftskonfliktberatung aus

evangelischer Sicht

Die Nordelbische Kirche und ihre

Diakonie werden sich auch weiter-

hin an der gesetziich vorgeschrie-

benen Schwangerschaftskonflikt—

beratung beteiligen. Schon seit

den 70iger Jahren ist die Nord-

elbische Ev.-Luth. Kirche in diesem

besonders sensibien Bereich tätig.

Aus einem vom Diakonischen

Werk Schleswig-Hoistein initiierten

Modellprojekt im Jahre 1974 ha-

ben sich zwischenzeitlich 14

Kirchenkreise in Schleswig—Hoi-

stein bereit gefunden, diese Bera-

tung in ihrer Verantwortung wahr-

zunehmen.

Als Vorsitzender der Kirchen-

Ieitung und als Diakoniebischof für

Schieswig-Hoistein sehe ich in der

Pfiichtberatung eine große Chan-

ce, Frauen in einer besonders

schweren Konfiiktsituation beizu-

stehen und dem Schutz des

ungeborenen Lebens zu dienen,

wie es auch die gemeinsame Er-

klärung des Rates der EKD und

der Deutschen Bischofskonferenz

„Gott ist ein Freund des Lebens“

nachdrücklich dariegt.

Die Frage nach der Mitschuid an

der Tötung ungeborenen Lebens

stellt sich uns täglich. Es ist nach

meiner festen Überzeugung aber

eine verkürzte Betrachtung dieses

an derAusstellung der Beratungs-

bescheinigungen allein festzuma-

chen. Oft sind es die Lebenswelten

in Familien, der Druck von Part-

nern oder fehlende Lebens-

perspektiven, die zu Konflikten und

Krisen bei Schwangerschaften

führen.

in dieser Situation bietet die Bera-

tung vielen Frauen und Paaren

eine gute, häufig die einzige Ge—

legenheit, diese Konflikte ohne

Druck von außen noch einmal zu

überdenken. Frauen erwarten An-

teilnahme an der Last, die sie zu

tragen haben. Sie brauchen von

uns die Zusage, daß sie in diesem

Konflikt nicht außerhalb der Liebe

Gottes stehen. Dieser Zusage dür-

fen die Frauen sicher sein.

Unsere Diakonie in Schleswig-

Holstein bietet ihre Beratung mit

dem Ziel an, die Bereitschaft einer

schwangeren Frau zur Annahme

des ungeborenen Lebens zu er-

halten, zu stärken oder zu wecken.

Die Mitwirkung an der gesetzlich

vorgeschriebenen Schwanger-

schaftskontliktberatung ist somit

eine unersetziiche Gelegenheit,

die Chancen für die Austragung ei—

nes zunächst ungewollten Kindes

zu verbessern. Das ist für uns auch

Ausdruck christlicher Verantwor-

tung.

Wenn wir mit dieser Veröffentli-

chung der Diakonie Schleswig-

Holstein unsere Position nach au-

ßen hin noch einmal verdeutlichen,

so danken wir dabei allen, die in

der täglichen Praxis der Bera-

tungsarbeit denen nahe stehen,

die sich oft genug von Gott und der

Welt verlassen erleben. Sie sollen

wissen, daß sie in der Diakonie

eine veriäßiiche Ansprechpartne-

rin und Ratgeberin haben. Und

unsere Beraterinnen und Berater

dürfen gewiß sein, daß wir ihren

mutigen Einsatz in schwieriger Si-

tuation anerkennen, respektieren

und ihnen bei ihrer fachlich kom-

petenten und menschlich einfühl-

samen Arbeit den Rücken stärken.
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Ermutigung braucht Freiräume

„Wie immer die gesetzliche Rege-

lung sein wird, es wird Schwanger—

schaftsabbruch geben. Er ist eine

Entscheidung, die Schuldigwerden

einschließt. Diese Schuld bedarf

seelsorgerlicher Begleitung und

Hilfe. Aufgabe der Kirche ist es,

den im Schwangerschaftskonflikt

Betroffenen Evangelium zu ver-

kündigen und Versöhnung erfahr-

bar werden zu lassen, mit ihnen

den Konflikt auszuhalten und dar-

in auf Gott und seine Versöhnung

zu hoffen“ - Erklärung der Synode

der Nordelbischen Kirche zum

Schwangerschaftsabbruch (No-

vember 1991).

Im Spannungsfeld von Zuspruch

und Anspruch steht die sich als

ganzheitlich und umfassend ver-

stehende psychologische Bera-

tung der Diakonie für Frauen, die

in Not- und Konfliktsituationen über

ihre Schwangerschaft geraten

sind. ’

Beraterinnen und Berater bieten

den Frauen und Paaren einen

Schutzraum, in dern die Schwan-

geren von ihren Ängsten, ihren

Gefühlen, ihrer persönlichen Le-

benssituation, den Auseinander-

setzungen mit ihren Partnern und

Familien und ihren Ambivalenzen

zu dem Leben, das in ihnen her-

anwächst sprechen können, ohne

in ihrer Entscheidung manipuliert

zu werden.

Evangelische Schwangerschafts-

konfliktberatung will Frauen und

Paare ermutigen, sich mit ihrer ver-

änderten Lebenssituation ausein-

anderzusetzen, um in dem sie be-

drängenden Konflikt eine Ent-

scheidung treffen zu können. Die

Frauen anzunehmen und mit ih-

nen den Weg ihrer Entscheidung

gemeinsam zu gehen, ist unseres

Erachtens eine wesentliche Mög-

lichkeit, werdendes Leben wir-

kungsvoll zu schützen.

Im Schwangerschaftskonfiikt gibt

es nicht die einfache Lösung, denn

die Ehrfurcht vor dem werdenden

Leben und das Lebensrecht des

Kindes sind verwoben mit dern

Respekt vor der Gewissensent-

scheidung der Frau, weil in der

schwangeren Frau sowohl Mutter

als auch das werdende Kind eine

einzigartige Einheit bilden. Daher

sind wir überzeugt, dass das wer-

dende Leben nur„Mit der Frau und

nicht gegen sie“ geschützt werden

kann.

Mit den Frauen und Paaren den

Konflikt aushalten und auf Gottes

Versöhnung hoffen, Raum zum

Sprechen und Zuhören eröffnen -

auch nach der getroffenen Ent—

scheidung, das geschieht täglich

in den Evangelischen Beratungs-

stellen, die auch da sind, um in ih-

rer vorbeugenden Arbeit Konflikt-

situationen nicht entstehen zu las-

sen.

Diakonie Ei“.
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Von der Unmöglichkeit, die Hände in

Unschuld zu waschen

Beratung als evangelische Auf-

gabe

“Einer trage des anderen Last, so

werdet ihr das Gesetz Christi er-

füllen.” (Gal. 6,2)

Das Problem des Schwanger-

schaftsabbruchs betrifft den inner-

sten Bereich menschlichen Le-

bens und rührt an die Grundfragen

nach Sinn und Würde menschli-

cher Existenz. Von daher erklärt

sich die Leidenschaft und intensi-

tät, mit der um den richtigen Weg

zum Schutz des ungeborenen Le-

bens gerungen wird.

Der evangelische Standpunkt zu

dieser Frage gründet auf der pro-

testantischen Erkenntnis der Ge-

wissensentscheidung jeder einzel-

nen Christin und jedes einzelnen

Christen, die sich allein an der Ver-

antwortung vor Gott orientiert. Von

daher ist evangelische Ethik eine

Ethik im Dialog, im Dialog mit der

Heiligen Schrift und dem gelebten

Glauben.

Die seit der Reformation geltende

Wertschätzung der individuellen

Gewissensentscheidung vor Gott ‘

findet sich in der Überzeugung

wieder, dass die Letztentschei-

dung über ihre Schwangerschaft

bei der Frau liegt.

Neben dem Respekt vor der Wür-

de und dem Selbstbestimmungs—

recht der Frau ist es evangelische

Überzeugung, dass menschliches

Leben zu jedem Zeitpunkt seiner

Entwicklung unantastbar und

unverfügbar und gegenüber

menschlichem Machtmissbrauch

zu schützen ist. Das Tötungs-

verbot (Mt. 5,21ff) gilt in einem

umfassenden Sinn. Auch beim

werdenden Kind handelt es sich

um eigenständiges menschliches

Leben, das als von Gott geschaf-

fenes Leben seine besondere

Würde hat.

Es gibt kein individuelles Leben,

das nicht an der besonderen Be-

stimmung und Würde menschli-

chen Lebens teil hat. Diese Wür-

de umzusetzen in konkrete Erfah—

rungen liegt in der Verantwortung

des Menschen.

“Was den Schwangerschafts-

konflikt so unerträglich macht, ist

gerade: Das Ungeborene hat ein

eigenes Rechtan Leben, und die

Frau hat ein eigenes Recht auf

Leben. Wie auch immer sich die

Frau im Falle eines Schwanger-

schaftskonfiikts entscheidet, sie

entscheidet sich gegen einen Teil

ihrer Person. Das ist der Konflikt,

dem sich die Beratung stellen

muss?“

Eine nicht gewollte Schwanger-

schaft trifft eine Frau im innersten

Bereich ihres Lebens und stellt die

fundamentale Frage, ob sie nach

eigener Einschätzung in ihrer kon—

kreten Lebenssituation die Aufga-

ben als Mutter verantwortlich er-

füllen kann.

Frauen erleben diesen Konflikt als

höchstpersönlichen und wehren

sich deshalb gegen dessen Beur-

teilung durch eine fremde instanz.

Auf der anderen Seite fühlen sich

viele Frauen in ihren Gewissens—

konflikten und ihrer aussiehtslos

erscheinenden Situation allein ge-

lassen, insbesondere dann, wenn

sie von ihrem Partner oder ihrer

Familie zum Abbruch gedrängt

werden.

Diakonie iii
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Immer wieder erleben Beraterin-

nen und Berater die tiefe Verzweif-

lung von Frauen, die sich in tragi-

schen, oftmals ausweglos erschei-

nenden Situationen befinden. Die

Spannung einer Entscheidung für

oder gegen ihr entstehendes Kind

ist für sie kaum zu ertragen. Frau-

en müssen diese Spannung trotz-

dem aushalten. Sie müssen zu ei-

ner verantwortlichen Entscheidung

kommen, die sie auch später noch

bejahen und mit deren Konse-

quenzen sie leben können.

Ausgehend von der biblischen

Aussage in Römer 15,7: “Mehmet

einander an, wie Christus euch

angenommen hat”, versteht sich

kirchliche Beratung für Schwange-

re als voraussetzungslose Annah-

me schwangerer Frauen mit ihren

psychischen, physischen und so-

zialen Notlagen und Konflikten.”

Sie schafft so einen Schutzraum,

in welchem einer Frau die Möglich-

keit eröffnet wird, ihre Entschei-

dung sorgfältig abzuwägen.

Es gehört zu den Grundlagen des

evangelischen Beratungsver-

ständnisses, dass Beratung ein

offener, von Vertrauen getragener

Prozess des Verstehens und

Kiärens ist, in dem jede Form von

Überredung, moralischer Beleh-

rung oder gar Schuldzuweisung

fehl am Platz ist.

Jede Beratung geschieht in dem

Wissen, dass es im Falle eines

Schwangerschaftskonflikts unter

Umständen keine im ethischen

Sinne gute Entscheidung geben

kann. Es gibt Situationen, in denen

Schuld unausweichiich ist. Evan-

gelische Beraterinnen und Berater

wissen von ihrem Menschenbild

her um die Schuidverflochtenheit

menschlicher Existenz. Schuld ge—

hört zujedem menschlichen Leben

dazu. Sie braucht nicht geleugnet

oder bagatellisiert werden, son—

dern sie kann bearbeitet und ver-

geben werden.

Vergebung ist möglich im Ange-

sicht Gottes, der ein Gott der Lie-

be ist. Diese Dimension menschli-

cher Existenz vor Gott in den Blick

zu nehmen, ist die besondere Auf-

gabe und Chance evangelischer

Beratungsarbeit. Die Möglichkeit

der Vergebung eröffnet einen Ho-

rizont, der die Frauen in ihrer

Konfliktlage wieder neu aufatmen

lässt. Sie werden mit ihrer Ent—

scheidung nicht entwertet, son-

dern die Beraterinnen und Bera-

ter helfen ihnen, die Verantwortung

für ihre Entscheidung zu tragen.

Die Frage der Schuld richtet sich

keineswegs an die Frau allein,

sondern auch an ihr Umfeld und

die Gesellschaft, die in vielfachen

Verflechtungen am Schwanger-

schaftskonflikt und am möglichen

Zustandekommen des Abbruchs

beteiligt sind. Verantwortlich für

ungeborenes wie geborenes Le-

ben sind nicht nur die betroffene

Frau, sondern auch ihr Partner und

ihre Familienangehörigen sowie

die Gesellschaft, in der sie lebt.

Gerade der gesellschaftliche Kon-

text, die hier gültigen Normen und

Hilfestellungen oder auch Verwei-

gerungen von konkreten Hilfen

sind mitverantwortlich dafür, wel-

1 ) M. Kosohorke, Die Kirche - ein

Freund des Lebens? Kleine Texte aus

dem Evangelischen Zentralinstitut für

Familienberatung, Nr. 19, Februar 1990.

2) Die Evangelische Schwanger-

schafisberatung, “Orientierungshilfe,

Diakonisches Werk der EKD, Oktober

1993, 8.4



che Entscheidung eine Frau

schließlich trifft. Den Schwan-

gerschaftskonflikt allein der Frau

anzulasten hieße, die Schuld der

anderen, die an dem Konflikt direkt

oder indirekt beteiligt sind, zu leug-

nen und gemeinsame Schuld auf

eine einzelne Person abzuwälzen.

Genau dagegen wendet sich Je-

sus in der Geschichte von der Ehe-

brecherin (Joh.8,1-11), wenn er zu

den um die Frau Versammeiten

sagt: “Wer unter euch ohne Sün-

de ist, der werie den ersten Stein

auf sie.” Hier wird deutlich, dass

keiner von ihnen ein unbeteiligter

Zuschauer gegenüber der Schuld

der Frau ist, sondern sich jeder

nach seiner eigenen Schuld-

verstrickung fragen lassen muss.

Jede Entscheidung für einen

Schwangerschaftsabbruch ist eine

fundamentale Anfrage an die Le-

bensbedingung'en von Kindern,

Alleinerziehenden und Familien in

unserer Gesellschaft.

Solange das größte Armutsrisiko

darin besteht, alleinerziehend oder

kinderreich zu sein, sind familien-

und sozialpolitische wie auch ar-

beitsrechtliche Verbesserungen

unabdingbare Voraussetzungen

für einen glaubwürdigen Schutz

des ungeborenen Lebens. Der in

vielen Lebensbereichen geforder—

te Wohnort- und Arbeitsplatz—

wechsel, die familienfeindliche Ar-

beitszeit, die Bedrohung durch

Arbeitsplatzverlust und Arbeitslo-

sigkeit stehen dem entgegen. Da-

durch ist jeder Schwangerschafts-

abbruch auch eine grundsätzliche

Anfrage an die Gesellschaft, wel-

che Möglichkeiten für Männer und

Frauen bestehen, Beruf und Fami-

lie vereinbaren zu können und die

Verantwortung für beides gerecht

zu teilen.

“Das kirchliche Angebot der

Schwangerschaftskonfliktberatung

gründet im Auftrag der christlichen

Gemeinde, dem Leben zu dienen.

Das Ziel der Erhaltung werdenden

Lebens muss auch die Frage nach

Erhaltung der leiblichen und seeli—

schen Entfaltungsmöglichkeiten

für Mutter und Kind einbeziehen.

Der Schutz des Lebens im weite-

sten Sinne führt zu der Erkennt-

nis, dass auch die prinzipielle Ver—

weigerung des Schwangerschafts-

abbruchs in Einzelfällen schuldig

machen kann. eine Strategie der

einen Hände kann es in diesem

schwierigen ethischen Pro-

blemfeld nicht geben.”‘”

Was das Austragen oder Abbre-

chen einer Schwangerschaft für

eine Frau wirklich bedeutet, kann

ein Aussenstehender kaum er—

messen. Hier gebietet es die Ach-

tung vor der Integrität der Frau,

dass es eine Verpflichtung zu ei-

nem Beratungsgespräch über sehr

persönliche und intime Ängste und

Probleme nicht geben kann, auch

wenn jeder Frau das Angebot zum

Gespräch gemacht wird. Im Ex-

tremfall kann dies bedeuten, dass

auch das Schweigen einer Frau

von der Beraterin oder dem Bera-

ter respektiert werden muss.

Zeit und Raum gewährt zu bekom-

men, um persönliche Anliegen und

Konfliktfelder abzuwägen, nicht

beurteilt, sondern angenommen

und respektiert zu werden, das ist

das Angebot evangelischer Bera-

3) Leben annehmen. Erfahrungen mit

dem neugefassten & 218, Diakonisches
Werk der EKD. Stuttgart, 1980 SJ .
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terinnen und Berater an die sie auf- Zeitpunkt wieder aufgenommen

suchende Frau. Evangelische werden. Neben der Einzelbera-

Schwangerschaftskonfliktberatung tung bieten evangelische Bera-

begleitet Frauen vorbehaltlos in tungsstellen auch Paar- und Fami-

der Hoffnung, dass eine von Iienberatung an!

Druck- und Strafandrohung entla—

stende Frau zu einer gewissenhaf- Evangelische Schwangerschafts-

ten Entscheidungfindetund genau konfliktberatung weiß sich darin

dadurch das werdende Leben am getragen vorn Auftrag der christli-

effektivsten geschützt werden chen Gemeinde, denen Beistand

kann. zu leisten, die schnell verurteilt und

an den Rand gedrängt werden,

Zusätzlich zur individuellen Bera- denen aber in gleicher Weise die

tung, in der das Für und Wider ei- befreiende Botschaft Christi gilt.

ner Fortsetzung der Schwanger- Von daher gehört zu einer verant-

schaft thematisiert wird, können in wortlichen Beratungsarbeit der Kir-

einer evangelischen Beratungs- che auch die Notwendigkeit, die

stelle auch die Probleme bearbei- Verantwortung der Gesellschaft zu

tet werden, die durch die Entschei- betonen, um die rechtlichen, sozia-

dung für oder gegen die Geburt Ien‚finanziellen und familiären Vor—

eines Kindes verursacht werden. aussetzungen fürAlleinerziehende

Die Begleitung in diesem umfas- und Familien entscheidend zu ver-

senden Sinn kann auch über ei- bessern.

nen längeren Zeitraum hinweg ge-

schehen oder zu einem späteren



Fall aus der Schwangerschaftskoanikt-

beratung (1)

Eine 41-jährige Frau kommt mit

ihrem 38—jährigen Lebenspartner

zur Schwangerschaftskoanikt-

beratung. Die Beraterin weiß von

der Sekretärin, daß die Klientin bei

dertelefonischen Anmeldung sehr

durcheinander wirkte und die gan-

ze Zeit geweint hatte. Sie ist be—

reits in der 9. Woche und hat dem

Ausbleiben der Regelbiuiung an-

geblich deswegen keine Bedeu-

tung beigemessen, weil diese oft

sehr unregelmäßig sei. Zur Situa-

tion: Die Klientin ist zu 100%

schwerbehindert, sie ist seit ca. 20

Jahren blind. Sie hat bereits 5 Kin-

der, 4 aus einer Ehe, ein Kind von

ihrem jetzigen Lebenspartner. 2

Kinder leben nicht bei ihr. Das Sor-

gerecht für die 4 ehelichen Kinder

war in den zurückliegenden Jah-

ren unterschiedlich geregelt. Eini-

ge Jahre waren die Kinder beim

Ex-Ehemann, derAlkoholiker sein

soll. Jetzt leben zwei bei ihr. Nach

der Übersiedluhg der Kinder zur

Mutter hat das Jugendamt der Kli-

entin zweimal eine Familien-

helferin zur Seite gestellt. Das

jüngste Kind ist 8 Monate alt. Mit

der Geburt dieses Kindes hat der

Lebenspartner der Klientin sich

kündigen lassen, um den Haushalt

führen zu können. Er bezieht zur

Zeit noch Arbeitslosengeld. Die

Klientin bezieht eine Erwerbs—

iosenrente, Unterhalt, B|indengeld,

Erziehungsgeld und Kindergeld,

die Kinder Unterhalt vom Vater.

Das Paar beschreibt seine wirt—

schaftliche Situation als gut.

im Paargespräch wird deutlich,

daß die Kiientin eigentlich keinen

Abbruch möchte im Gegensatz

zum Lebenspartner, der die ge-

meinsame Lebenssituation jetzt

schon für sehr schwierig hält und

sich überfordert fühlt. Er signali-

siert jedoch die Bereitschaft, die

Entscheidung seiner Partnerin an-

zunehmen, da diese ihm mitteilt,

daß sie ihn wahrscheinlich hassen

würde, wenn er sie zu einem Ab—

bruch nötigen würde. Auch aus re-

ligiösen Gründen lehne sie näm-

lich einen Schwangerschaftsab-

bruch ab. Was ihr nun noch Sorge

bereitete, war die Überlegung, was

werden würde, wenn ihr Lebens—

partner vom Arbeitsamt zu einer

Umschulung aufgefordert oder gar

in eine Arbeit vermittelt würde.

Nach Lage der Dinge müßte täg-

lich jemand zur Unterstützung im

Hause sein, und das dauerhaft.

Das schließt eine Familienhelferin

(Jugendamt) oder Haushaltshilfe

(Krankenkasse) aus. Die für

Schwerbehinderte zuständige Ab-

teilung des Versorgungsamtes

sieht für eine Haushaltshilfe eben—

falls keinen Zuschuß vor. Für be-

sondere Aufwendungen im Zu-

sammenhang mit ihrer Behinde-

rung erhält die Klientin ja das

Blindengeid. im Bedarfsfall würde

sie also eine Haushaltshilfe aus

ihren eigenen Mitteln finanzieren

müssen.

Diakonie '.‘i

Dieses Beispiel aus der Praxis wurde

von der Beraterin Maria Korthals aus

Rendsburg dokumentiert
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Dieses Beispiel aus der Praxis wurde

von der Beraterin Inge Sievert aus

Itzehoe dokumentiert

Fall aus der Schwangerschaftskonflikt-

beratung (2)

Eine 19—jährige Frau kommt zur

Beratung. Sie steht kurz vor dem

Abschluß ihrer Lehre und hat gute

Aussichten in ihrem Lehrbetrieb

eine Anstellung zu bekommen. Sie

ist schwanger in der 7. Woche. Die

Beziehung zu dem Freund besteht

noch nicht lange, ist noch unbe-

ständig, sie weiß noch nicht was

daraus Wird. Der Freund ist eben-

falls noch in der Ausbildung. Er

fühlt sich überrumpelt von der

Schwangerschaft, kann es sich

nicht vorstellen, Vater zu sein. Un-

terstützung hätte sie aus ihrer Fa-

milie. Sie ist sehr im Zwiespalt be-

züglich der Schwangerschaft. Ein

Kind würde ihren Lebensplan to-

tal durcheinander bringen. Sie

müßte damit rechnen, daß sie

nach Abschluß der Lehre nicht

übernommen wird. Dadurch wäre

sie einige Jahre auf Sozialhilfe an—

gewiesen - auch wäre ihre berufli-

che Zukunft nach dern Erziehungs-

urlaub sehr ungewiß. Auf die Un-

terstützung ihres Freundes könne

sie nicht zählen;

Sie kann sich aber auch vorstel-

len, daß sie das Kind bekommt,

und sie sich dieser Herausforde—

rung stellt. Für sie ist es sehr hilf-

reich und ermutigend, daß sie in

der Beratung genau erfährt, wel-

che sozialen Hilfen ihr und dem

Kind zustehen und was es bedeu—

tet — in Zahlen — wenn sie Sozial-

hilfe bezieht. Sie ist am Ende der

Beratung noch unentschlossen.



Fall aus der Schwangerschaftskonflikt-

beratung (3)

Sie wird in 2 Monaten 18 Jahre alt,

befindet sich im 2. Ausbildungsjahr

zur Friseurin und lebt in einer ei—

genen kleinen Wohnung. Sie war

mit einem 28-jährigen Mann be-

freundet, der von derArbeitslosen-

hilfe lebte und eine Umschulung

plante. Ihre Beziehung zu den El-

tern ist seit mehreren Jahren er-

heblich gestört, es bestehen kei-

ne Kontakte zur Familie. Als sie

ihrem Freund mitteilt, daß sie

schwanger sei, verlangt er eine Ab-

treibung, weil er sich der Verant-

wortung für ein Kind nicht stellen

wolle. Wenig später beendet er die

Beziehung. Sie möchte das Kind

zur Welt bringen, ist aber völlig

überfordert und allein gelassen mit

allen auf sie zukommenden Fra-

gen.

Im ersten Beratungsgespräch wer-

den die Enttäuschung über den

Abbruch der Beziehung und erste

Perspektiven für den weiteren

Weg thematisiert. Im weiteren Ver-

lauf geht es gezielt um konkrete

Hilfen und Unterstützungsmöglich-

keiten. Hierzu zählen neben der

Bundesstiftung „Mutter und Kind“

vor allem die Beratung und Unter-

stützung in soziairecht-lichen Fra- .

gen und die hier besonders hilfrei-

che Teilnahme am Projekt „Wenn

Jugendliche Eltern werden“. Ne-

ben dern Kursangebot (Säuglings-

pflege und Geburtsvorbereitung)

werden Beratungsgespräche und

individuelle Hilfen vor Ort angebo-

ten.

Sie befürchtet den Verlust ihres

Ausbildungsplatzes, nachdem ihr

Arbeitgeber seinen Unmut über die

Schwangerschaft einer Kollegin

geäußert hat. Sie erfährt, daß sie

als Schwangere einem besonde-

ren Kündigungsschutz unterliegt

und ggf. einen Antrag auf Verlän-

gerung des Ausbildungsverhäit—

nisses stellen kann. Ebenso weiß

sie nicht, wie sie sich dem Vater

des Kindes gegenüber verhalten

soll. Mutterschutz, Erziehungs-

geld, Unterhalt, Sorge— und Um-

gangsrecht sind u. a. die Themen,

die nach und nach geklärt werden.

Zu einem Beratungsgespräch im

Jugendamt wegen der Unterhalts-

ansprüche möchte Martina von der

Beraterin begleitet werden, da sie

vor dieser Behörde große Schwel-

lenängste hat. Die Häufigkeit der

Inanspruchnahme dieser Bera-

tungsgespräche kann sie je nach

Bedarf selbst bestimmen.

Beim nächsten Treffen lernt sie die

Kinderkrankenschwester kennen,

die im Projekt die Säuglingspflege-

kurse durchführt. Diese stellt beim

ersten Säuglingspflegekurs von

insgesamt 8 Terminen den Kontakt

zur Hebamme, zur Geburtsvor-

bereitung (8 Termine) her. Bei den

Kursangeboten kann sie zwischen

einer Einzelbetreuung oder der

Gruppe wählen. Sie entscheidet

sich für die Gruppe und findet so

schnell Kontakt zu anderen jungen

Frauen. Sie trifft dort sogar eine

ehemalige Schulfreundin.

Sie erlebt, daß sie nicht allein ist

und erhält darüber hinaus vielfälti-

ge Informationen, die ausge-

tauscht werden und dadurch hel-

fen, die eigene Situation besser

einzuschätzen.

Nachdem sie im Rahmen des Pro-

jektes an einer Kreissaalbesich—

tigung teilgenommen hat, ent-

schiießt sie sich, in diesem Kran-

kenhaus zu entbinden. 2 Wochen

vor dem errechneten Termin er-

biickt ihre kleine Tochter das Licht

Diakonie Ei“.

Dieses Beispiel aus der Praxis wurde

von dem Berater Klaus Keil-Stienen

aus Schleswig dokumentiert



Diakonie ii_

Grundposhonen8ete14

der Welt. Erschöpft von den Stra-

pazen freut sie sich sehr über die

Besuche ihrer Kursleiterin. Ca. 3

Monate nach der Entbindung geht

sie mit ihrer Tochter zum sog.

„Kindskiek“, zu dem auch 3 weite-

re junge Mütter erscheinen. Stolz

werden hier die Kinder vorgestellt

und viele Fragen und Erfahrungen

ausgetauscht. Durch die neuen

Kontakte und auch Freundschaf-

ten ist es ihr gelungen, eine Kin-

derbetreuung zu organisieren, die

es ihr zeitlich ermöglicht ihre Aus-

bildung fortzusetzen, um auf eige-

nen Beinen zu stehen.



ii;
]

Fall aus der Schwangerschaftskonflikt-

beratung (4)

Sie, 17 Jahre alt, kommt auf

Wunsch ihrer Betreuerin aus der

Jugendwohngemeinschaft in die

Beratung. Sie ist in der 8. Woche

schwanger und fest entschlossen,

das Kind zu bekommen. Die Ju—

gendliche kommt aus einer sehr

schwierigen Familie, leidet unter

der gestörten Beziehung zu ihren

Eltern und sehnt sich sehr nach ei-

nem Menschen, der zu ihr gehört.

Das ist die Triebfeder für ihren

Wunsch, das Kind zu bekommen.

Der Vater des Kindes hat sich da-

von gemacht.

Die Jugendliche malt sich ein Le-

ben mit dem Kind in rosaroten Far—

ben aus, ist nicht in der Lage, sich

auch die Belastungen und Schwie-

rigkeiten vorzustellen (oder: läßt '

sich auf einen Vergleich mit der auf

sie zukommenden Realität nicht

ein). Die Betreuerin von ihr steht

dem Austragen der Schwanger-

schaft sehr skeptisch gegenüber.

Nachdem das Kind zur Welt ge-

kommen ist, zieht sie mit ihm in

eine eigene Wohnung, wird aber

weiterhin von einer Einrichtung

begleitet und unterstützt. in der

folgenden Zeit stellt sich heraus,

daß sie nicht in der Lage, ihr Kind

zu versorgen. Sie fühlt sich völlig

hilflos und überfordert. Nach einem

Dreivierteljahr beschließt sie, das

Kind in Pflege zu geben. Ihr wer-

den Gespräche angeboten, diese

Entscheidung zu verarbeiten und

für sich neue Perspektiven zu ent-

wickeln.

Diakonie Ei“.

Dieses Beispiel aus der Praxis wurde

von der Beraterin Sigrid Matthiesen

aus Preetz dokumentiert
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Dieses Beispiel aus der Praxis wurde

von der Beraterin Ingeborg Rebitz

aus Süderbrarup dokumentiert

Fall aus der Schwangerschaftskonflikt-

beratung (5)

Frau X steht eines Morgens mit

ihrer kleinen Tochter (ca. 1 Jahr)

bei uns im Werteraum. Sie sieht

sehr niedergedrückt aus und traut

sich kaum jemanden anzuspre-

chen. Ich bitte sie in mein Bera-

tungszimmer und frage sie, was

ich für sie tun kann. Sie erzählt,

daß sie schwanger sei. Ihre Augen

werden feucht und es fällt ihr

schwer weiter zu reden. Als sie

sich gesammelt hat, beginnt sie zu

erzählen.

Sie würde das Kind gerne bekom-

men, doch ihr Mann sei dagegen.

Sie hätten drei gesunde Kinder, die

jüngste gerade ein Jahr alt. Auf-

grund ihrer schweren Erkrankung

sei die letzte Schwangerschaft und

Geburt für sie schon sehr schwie-

rig gewesen. Sie denke auch an

ihre drei Kinder, daß sie für diese

dann Kraft hätte und eigentlich

auch unsicher sei, ob sie es schaf-

fen würde mit einem vierten Kind.

Ihr Mann hätte ein kleines Einkom-

men und sie würden so schon

kaum über die Runden kommen.

Wir überlegten gemeinsam, ob

dieser finanzielle Druck für ihren

Mann der ausschlaggebende

Grund sei, sie zu einem Abbruch

zu bewegen. Sie erzählt weiter,

daß er schon ihr drittes Kind ei-

gentlich nicht haben wollte und sie

ihn einfach nicht über die Schwan-

gerschaft informiert hätte und es,

als er es herausbekam, zu einer

ernsten Beziehungskrise gekom-

men sei. Deshalb sei sie sicher,

daß, wenn sie dieses Kind jetzt be-

kommen würde, ihre Ehe zerbre-

chen könnte.

im Gespräch mit Frau X finden wir

heraus, wie sie für sich eine Ent-

scheidung treffen kann. ich schla-

ge ihr auch vor, daß in Zukunft dem

Mann die Verantwortung für die

Familienplanung zustände, d. h.

daß er sich steriiisieren lassen

könnte, um so eine Konfliktsituati—

on zu verhindern. Wir verabreden

uns zu einem weiteren Gespräch.

Beim zweiten Gespräch macht

Frau X einen frohen Eindruck. Sie

hätte mit ihrem Mann gesprochen.

Er wolle sich sterilisieren lassen.

Sie sei immer noch sehr traurig

darüber, daß sie das Kind nicht

bekommen können. Aber es sei

jetzt eine gemeinsame Entschei-

dung und ihr Mann würde auch mit

ihr ins Krankenhaus fahren und ihr

zur Seite stehen. ihre Haßgefühie

auf ihren Mann, weil er auf den

Abbruch besteht, seien weniger

geworden.



Die Scheinfrage — eine „Scheinfrage“?

Es ist eine Illusion zu glauben,

man könne bei Schwanger-

schaftskonflikten seine Hände

in Unschuld waschen. Ebenso-

wenig kann man schuldlos blei-

ben, wenn man keinen Bera-

tungsschein ausfällt. Das wür-

de lediglich bedeuten, die Frau-

en in ihrem Konflikt allein zu las-

sen. Das darf nicht sein.

Deshalb beteiligt sich die evange-

lische Kirche an der gesetzlich

vorgeschriebenen Schwanger-

schaftskonfliktberatung einschließ-

lich der Ausstellung von Bera-

tungsbescheinigungen. Sie sieht in

f ,

57

Schwangerschaftskonfiikt-

gesetz

Berätungsbescheinigung

(i) Die Beratungssteiie hat

nach Abschluss der Beratung

der Schwangeren eine mit Na-

men und Datum versehene

Bescheinigung darüber aus-

zustellen, dass eine Beratung

nach den 555 und 6 stattge—

‚ tunden hat.

(2) Hält die beratende Person

nach dern Beratungsgesprä0h

eine Fortsetzung dieses Ge-

spräches für notwendig," soil

dies unverzüglich erfolgen.

(3) Die Ausstellung einer

Beratungsbescheinigung darf

nicht vewveigert werden, Wenn

durch eine Fortsetzung des

Beratungsgespräches die Be-

achtung der in @ 218a Abs. 1

des Stratgesetzbuches vorge-

sehenen Fristen unmöglich

werden könnte.

der Pflichtberatung eine bleiben-

de Chance, Frauen in einer beson-

ders schweren Konfiiktsituation

beizustehen und dem Schutz des

ungeborenen Lebens zu dienen.

Die Frage nach der Mitschuid an

der Tötung ungeborenen Lebens

ist von beunruhigender Aktualität.

Aber es ist eine verkü rzte Betrach-

tung, sie an der Ausstellung der

Beratungsbescheinigung festzu-

machen.

Frauen brauchen Ermutigung, Zeit

und Raum für eine verantwortliche

Entscheidung.

Sie emarten Anteilnahme an ihrer

schweren Situation, und sie brau-

' chen die Zusage, dass sie in die-

sem Konflikt nicht ausserhalb der

Liebe Gottes stehen. Die Mitwir-

kung an der gesetzlich vorge-

schriebenen Schwangerschafts-

konfliktberatung ist erwiesenerma-

ßen eine unersetzliche Gelegen-

heit, die Chancen für die Austra-

gung eines zunächst ungewoliten

Kindes zu verbessern.

Die evangelische Kirche bietet die

Beratung mit dem Ziel an, die Be—

reitschaft der schwangeren Frau

zur Annahme des ungeborenen

Lebens zu erhalten oder zu stär-

ken. Sie versteht ihre weitere Be-

teiligung am System der Pflicht-

beratung als Ausdruck christlicher

Verantwortung. Sie arbeitet aus-

serdem an gesetlschaftiichen Vor-

aussetzungen mit, die die Ängste

vor der Austragung eines zunächst

ungewoiiten Kindes abbauen hel-

fen.

Diakonie Ei
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Diakonisches Werk des Kirchenkreises Schleswig

Beratungsstelle für Erziehungs—‚ Familien- und Lebensfragen

Beratungsstelle zum 5 218 IE! ll]

Hauptstelle: 24837 Schleswig, Friedrichstr. 37, E (0 46 21) 38 11 22

Sp1:echstunde Stapelholm: 25868 Norderstapel‚ Schulstr. 1 ? (O 48 83) 91 16

BESCHEINIGUNG

gemäß 5 7 Schwangerschaftskonfliktgesetz

in Verbindung mit 5 219 Absatz 2 Strafgesetzbuch

über Durchführung und Abschluß einer Beratung

Frau

ist in unserer Beratungsstelle gemäß 55 5 und 6 Schwangerschaftskonfliktgesetz

und 5 219 Strafgesetzbuch beraten worden.

Die Beratung wurde abgeschlossen am:

Ort, Datum Stempel, Unterschrift

Die Beratung ist gemäß 5 9 Schwangerschaftskonfliktgesetz anerkannt.



Welche Qualität hat unsere Beratung?

Alle Beratungsstellen, die

Sch wangerschaftskonfliktbe-

ratung anbieten, bedürfen einer

besonderen staatlichen Aner-

kennung (& 8 SchKG).

Evangelische Konfliktbera-

tungsstellen bieten sowohl Be-

ratung im Schwangerschafts-

konflikt als auch allgemeine

Sch wangerschaftsberatung

(nach 5 2 SchKG) an.

Darüber hinaus gehört auch das

Engagement für familiengerechte

Lebensbedingungen zum Profil

evangelischer (Konflikt-) Beratung.

Das Evangelische Beratungsan-

gebot umfasst folgende Bereiche:

Schwangerschaftskonfliktbe-

ratung gemäß 5 219 StGB

Hilfe durch Beratungsgespräche

für Frauen im Schwangerschafts-

konilikt, die ihnen eine eigenver-

antwortliche und gewissenhafte

Entscheidung ermöglichen soll.

Es besteht die Möglichkeit, auf

Wunsch der Schwangeren ihren

Partner, Familienangehörige oder

wichtige Bezugspersonen in die

Beratung einzubeziehen.

Beratung der Frauen hinsichtlich

ihrer Rechtsansprüche und mög-

licher öffentlicher und privater Hil-

fen, die ihnen die Fortsetzung ih-

rer Schwangerschaft erleichtern

können; Vermittlung der in Frage

kommenden Hilfen und Leistun-

gen

° Beratung über Verhütungs-

methoden, um zukünftige unge—

wollte Schwangerschaften zu ver-

meiden und ggf. Finanzierung von

Verhütungsmiiteln

° Weitergabe von Informationen

über die Möglichkeit eines

Schwangerschaftsabbruchs

° Informationen zum medika-

mentösen Schwangerschaftsab-

bruch

° Ausstellung einer Beratungs-

bescheinigung, auch in Fällen, in

denen die Frau ihre Beweggrün-

de nicht ausspricht

° Die ausgestellten Bescheini-

gungen geben keine persönlichen

Inhalte der Beratung wieder

° Angebot weiterer Beratungsge-

spräche, unabhängig von der Ent-

scheidung der Frau

° Beratung in psychologischen,

sozialen und rechtlichen Fragen

durch das multidisziplinäre Team

der Beratungsstelle

Beratung und Begleitung wäh-

rend der Schwangerschaft und

nach der Geburt des Kindes

° Vermittlung finanzieller Hilfen

wie Bundesstiftung “Mutter und

Kind” und Härtefonds wie “Familie

in Not”

° Hilfe und Unterstützung für

schwangere Frauen und ihre Part-

ner bzw. Familien in verschiede-

nen Lebenssituationen. Dies ge-

schieht in Form von psychosozia—

ier Beratung und Kriseninter-

vention

° Hilfestellung zur Stabilisierung

der Mutter bzw. der neuen Familie

° Weitergabe von Informationen

über Sozialleistungen wie Sozial—

hilfe, Wohn-‚ Kinder- und Er-

Diakonie %?
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ziehungsgeld, Rechtsansprüche

wie z.B. Mutterschutz und Kinder-

gartenplatz

' Unterstützung bei der Durch-

setzung von Ansprüchen

- Weitergabe von Sachspenden

' Kontaktaufnahme zu Behörden

wie Sozialamt und Jugendamt

Diakonie '.‘i_

' Kontaktaufnahmen im Einzelfall

zu Pastorinnen und Pastoren bzw.

Gemeinden

' Information über Angebote der

Adoptionsvermittlung
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Vorbeugende Arbeit auf den Gebieten der Sexualpädagogik

und Familienplanung

° Einzelgespräche zu Familien-

planung, Sexualität und Familien-

fragen als lnformations-‚ Be-

ratungs- oder Therapiegespräche

' lnformationsveranstaltungen

für Schulklassen, Konfirmanden-

gruppen, Jugendliche, Erwachse-

ne, Eltern u.s.w. zu Themen wie

- Freundschaft, Liebe,

Sexualität

- Familienplanung und

Verhütung

- sexuelle Orientierungen

und Einstellungen

- sexuell übertragbare

Krankheiten

- sexuelle Gewalt u.s.w.

° Fortbildung für Multiplikatoren '

zum Thema.

Die Beratungs- und Hilfsangebote

evangelischer Beratungsstellen

sind für die Ratsuchenden kosten-

frei. Sie stehen Frauen und Män—

nern unabhängig von ihrer Reli-

gions- und Konfessionszugehörig—

keit oder ihrer Nationalität offen.

Die Beraterinnen und Berater sind

zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Schwangerschafts- und

Schwangerschaftskonfliktberatung

haben in der Regel eine sozial-

arbeiterische/sozialpädagogische

oder psychologische Grundausbil-

dung und spezielle Fortbildungen

in Konfliktberatung und Sexual—

und Familienplanungsberatung.

Sie nehmen regelmäßig Super-

visionsangebote für ihre Arbeit

wahr.
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Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von

Schwangerschaftskonflikten

(Schwangerschaftskonflikt-

gesetz SchKG)

& 1 Aufklärung

(1) Die für gesundheitliche Aufklä-

rung und Gesundheitserziehung

zuständige Bundeszentrale für ge-

sundheitliche Aufklärung erstellt

unter Beteiligung der Länder und

in Zusammenarbeit mit Vertretern

der Familienberatungseinrichtun-

gen aller Träger zum Zwecke der

gesundheitlichen Vorsorge und

der Vermeidung von Schwanger-

schaftskonflikten Konzepte zur

Sexuaiaufklärung, jeweils abge-

stimmt auf die verschiedenen Ai-

ters- und Personengruppen.

(2) Die Bundeszentrale für ge-

sundheitliche Aufklärung verbreitet

zu den in Absatz 1 genannten

Zwecken die bundeseinheitlichen

Aufklärungsmaterialien, in denen

Verhütungsmethoden und Verhü—

tungsmittel umfassend dargestellt

werden.

(3) Die Aufklärungsmateriaiien

werden unentgeltlich auf Aufforde-

rung, ferner als Lehrmittel an schu—

lische und berufsbildende Einrich-

tungen, an Beratungsstellen sowie

an alle Institutionen der Jugend-

und Bildungsarbeit abgegeben.

& 2 Beratung

(1) Jede Frau und jeder Mann hat

das Recht, sich zu den in 5 1 Abs.

1 genannten Zwecken in Fragen

der Sexualaufklärung, Verhütung

"und Familienplanung sowie in al-

len eine Schwangerschaft unmit-

telbar oder mittelbar berührenden

Fragen von einer hierfür vorgese-

henen Beratungsstelle informieren

und beraten zu lassen.

(2) Der Anspruch auf Beratung

umfasst Informationen über

1. Sexualaufklärung, Verhütung

und Familienplanung,

2. bestehende familienfördernde

Leistungen und Hilfen für Kinder

und Familien, einschließlich der

besonderen Rechte im Arbeitsle-

ben,

3. Vorsorgeuntersuchungen bei

Schwangerschaft und die Kosten

der Entbindung,

4. soziale und wirfschaftliche Hil—

' fen für Schwangere, insbesonde-

re finanzielle Leistungen sowie

Hilfen bei der Suche nach

Wohnungs-, Arbeits- oder Ausbil-

dungsp/atz oder deren Erhalt,

5. die Hilfsmög/ichkeit für behinder-

te Menschen und ihre Familien, die

vor und nach der Geburt eines in

seiner körperlichen, geistigen oder

seelischen Gesundheit geschädig-

ten Kindes zur Verfügung stehen,

6. die Methoden zur Durchführung

eines Sch wangerschaftsabbruchs,

die physischen und psychischen

Folgen eines Abbruchs und die

damit verbundenen Risiken,

7. Lösungsmöglichkeiten für

psychosoziale Konflikte im Zu-

sammenhang mit einer Schwan-

gerechaft,

8. die rechtlichen und psychologi-

schen Gesichtspunkte im Zusam—

menhang mit einer Adoption.
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Die Schwangere ist darüber hin-

aus bei der Geltendmachung von

Ansprüchen sowie bei der Woh-

nungssuche, bei der Suche nach

einer Betreuungsmöglichkeit für

das Kind und bei der Fortsetzung

ihrer Ausbildung zu unterstützen.

Auf Wunsch der Schwangeren

sind Dritte zur Beratung hinzu zu

ziehen.

(3) Zum Anspruch auf Beratung

gehört auch die Nachbetreuung

nach einem Schwangerschaftsab-

bruch oder nach der Geburt des

Kindes.

5 5 Inhalt der Schwanger-

schaftskonfliktberatung

(1) Die nach @ 219 des Strafge-

setzbuches notwendige Beratung

ist ergebnisoffen zu führen. Sie

geht von der Verantwortung der

Frau aus. Die Beratung soil ermu-

tigen und Verständnis wecken,

nicht belehren oder bevormunden.

Die Schwangerschaftskonflikt-

beratung dient dem Schutz des

ungeborenen Lebens.

(2) Die Beratung umfasst:

1. das Eintreten in eine Konflikt-

beratung; dazu wird enxvartet, dass

die schwangere Frau der sie be-

ratenden Person die Gründe mit-

teilt, derentwegen sie einen Ab-

bruch der Schwangerschaft er-

wägt; der Beratungscharakter

schließtaus, dass die Gesprächs-

und Mitwirkungsbereitschaft der

schwangeren Frau erzwungen

wird;

2. jede nach Sachlage erforderli-

che medizinische, soziale und ju-

ristische Information, die Darle-

gung der Rechtsansprüche von

Mutter und Kind und der möglichen

praktischen Hilfen, insbesondere

solcher, die die Fortsetzung der

Schwangerschaft und die Lage

von Mutter und Kind erleichtern;

3. das Angebot, die schwangere

Frau bei der Geltendmachung von

Ansprüchen, bei der Wohnungssu-

che, bei der Suche nach einer

Betreuungsmöglichkeit für das

Kind und bei der Fortsetzung ihrer

Ausbildung zu unterstützen, sowie

das Angebot einer Nachbetreu-

ung.

Die Beratung unterrichtet auf

Wunsch der Schwangeren auch

über Möglichkeiten, ungewollte

Schwangerschaften zu vermeiden.

5 6 Durchführung der Sch wan-

gerschaftskonfliktberatung

(1) eine ratsuchende Schwange-

re ist unverzüglich zu beraten.

(2) Die Schwangere kann auf ih-

ren Wunsch gegenüber der sie

beratenden Person anonym blei-

ben.

(3) Soweit erforderlich, sind zur

Beratung im Einvernehmen mit der

Schwangeren

1. andere, insbesondere ärztlich,

fachärzt/ich, psychologisch, sozi-

alpädagogisch, sozialarbeiterisch

oderjuristisch ausgebildete Fach-

kräfte,

2. Fachkräfte mit besonderer Er-

fahrung in der Frühförderung be- ‘

hinderter Kinder und

3. andere Personen, insbesonde-

re der Erzeuger sowie nahe Ange-

hörige, hinzu zu ziehen.



(4) Die Beratung ist für die

Schwangere und die nach Abs. 3

Nr. 3 hinzugezogener Personen

unentgeltlich.

& 7 Beratungsbescheinigung

(1) Die Beratungsstelle hat nach

Abschluss der Beratung der

Schwangeren eine mit Namen und

Datum versehene Bescheinigung

darüber auszustellen, dass eine

Beratung nach den 95 5 und 6

stattgefunden hat.

(2) Hält die beratende Person nach

dern Beratungsgespräch eine

Fortsetzung dieses Gespräches

für notwendig, soll diese unverzüg-

lich erfolgen.

(3) Die Ausstellung einer

Beratungsbescheinigung darf

nicht verweigert werden, wenn

durch eine Fortsetzung des Bera-

tungsgespräches die Beratung der

in 5 2183 Abs. 1 des Strafgesetz-

buches vorgesehenen Fristen un-

möglich werden könnte.

Auszug aus dem Strafgesetz-

buch

5 218 Schwangerschaftsab-

bruch

(1) Wer eine Schwangerschaft ab-

bricht, wird mit Freiheitsstrafe bis

zu drei Jahren oder mit Geldstrafe

bestraft. Handlungen deren Wir-

kung vor Abschluss der Einnistung

des befruchteten Eies in der Ge-

bärmutter eintritt, gelten nicht als

Schwangerschaftsabbruch im Sin-

ne dieses Gesetzes.

(2) in besonders schweren Fällen

ist die Strafe Freiheitsstrafe von

sechs Monaten bis zu fünf Jahren.

Ein besonders schwerer Fall liegt

in der Regel vor, wenn der Täter

1. gegen den Willen der Schwan-

geren handelt

2. leichtfertig die Gefahr des

Todes oder einer schweren Ge-

sundheitsschädigung der Sch wan-

geren verursacht.

(3) Begeht die Schwangere die Tat,

so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis

zu einem Jahr oder Geldstrafe.

(4) Der Versuch ist strafbar. Die

Schwangere wird nicht wegen Ver-

suchs bestraft.

& 218a Straflosigkeit des

' Schwangerschaftsabbruchs

(1) Der Tatbestand des 5 218 ist

nicht vemirkiicht, wenn

1. die Schwangere den Schwan-

gerschaftsabbruch verlangt und

dem Arzt durch eine Bescheini-

gung nach 5 219 Absatz 2 nach-

gewiesen hat, dass sie sich min-

destens drei Tage vor dem Eingriff

hat beraten lassen,

2. der Schwangerschaftsabbruch

von einem Arzt vorgenommen wird

und

3. seit der Empfängnis nicht mehr

als zwölf Wochen vergangen sind.

(2) Der mit Einwilligung der

Schwangeren von einem Arzt vor-

genommene Schwangerschafts-

abbruch ist nicht rechtswidrig,

wenn derAbbruch der Schwanger-

schaft unter Berücksichtigung der

gegenwärtigen und zukünftigen

Lebensverhäitnisse der Schwan-

geren nach ärztlicher Erkenntnis

Diakonie Ei



angezeigt ist, um eine Gefahr für

Leben oder die Gefahr einer

schwerwiegenden Beeinträchti-

gung des körperlichen oder seeli- _ .

schen Gesundheitszustandes der

Schwangeren abzuwenden und

die Gefahr nicht auf eine andere

für sie zumutbare Weise abgewen-

det werden kann.

(3) Die Voraussetzungen des Ab-

satzes 2 gelten bei einem Schwan-

gerschaftsabbruch, der mit Einwil—

ligung der Schwangeren von ei-

nem Arzt vorgenommen wird, auch

als erfüllt, wenn nach ärztlicher

Erkenntnis an der Schwangeren

eine rechtswidrige Tat nach den 55

176 bis 179 des Strafgesetzbu-

ches begangen worden ist, drin—

gende Gründe für die Annahme

sprechen, dass die Schwanger-

schaft auf der Tat beruht und seit

der Empfängnis_nicht mehr als

zwölf Wochen vergangen sind.

(4) Die Schwangere ist nicht nach

5 218 strafbar, wenn der Schwan-

gerschaftsabbruch nach Beratung

(5 219) von einem Arzt vorgenom-

men worden ist und seit der Emp-

fängnis nicht mehr als zweiund-

zwanzig Wochen verstrichen sind.

Das Gericht kann von Strafe nach

5 218 absehen, wenn die Schwan-

gere sich zur Zeit des Eingriffs in

besonderer Bedrängnis befunden

hat.

5 219 Beratung der Schwange-

ren in einer Not- und Konflikt-

lage

(1) Die Beratung dient dem Schutz

des ungeborenen Lebens. Sie hat

sich von dem Bemühen ieiten las-

sen, die Frau zur Fortsetzung der

Schwangerschaft zu ermutigen

und ihr Perspektiven für ein Leben

Diakonie fi"-‘_

mit dem Kind zu eröffnen, sie soll

ihr helfen, eine verantwortliche und

gewissenhafte Entscheidung zu

treffen. Dabei muss der Frau

bewusst sein, das das Unge—

borene in jedem Stadium der

Schwangerschaft auch ihr gegen-

über ein eigenes Recht auf Leben

hat und dass deshalb nach der

Rechtsordnung ein Schwanger-

schaftsabbruch nur in Ausnahme-

situationen in Betracht kommen

kann, wenn der Frau durch das

Austragen des Kindes eine Bela-

stung emächst, die so schwer und

ausserge-wöhnlich ist, dass sie die

zumutbare Opfergrenze über-

steigt. Die Beratung soll durch Rat

und Hilfe dazu beitragen, die in Zu-

sammenhang mit der Schwanger-

schaft bestehende Konfliktlage zu

bewältigen und einer Notlage ab-

zuhelfen. Das Nähere regelt das

Schwan-gerschaftskonfliktgesetz.

(2) Die Beratung hat nach dem

Schwangerschaftskonfliktgesetz

durch eine anerkannte Schwan-

gerschaftskonfliktberatungssteiie

zu erfolgen. Die Beratungsstelle

hat der Schwangeren nach

Abschluss der Beratung hierüber

eine mit dem Datum des letzten

Beratungsgespräches und dem

Namen der Schwangeren verse-

hene Bescheinigung nach Maßga-

be des Schwangerschaftskon-

fiiktgesetzes auszustellen. Der

Arzt, der den Abbruch der Schwan-

gerschaft vornimmt, ist als Bera-

ter ausgeschlossen.
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Weitere Informationen

Diakonisches Werk

Schleswig-Holstein

- Ulrich Kruse -

Hauptstelle für Erziehungs-‚

Familien-, Ehe- und Lebens—

beratung, @218-Beratung

Kanalufer 48

24768 Rendsburg

04331 / 593-242

04331 / 593-230

Telefon:

Fax:

Frauenreferat der Nordelbischen

Ev.-Luth.Kirche

-lngeburg Kerssenfischer-

Dänische Str. 21/35

24103 Kiel

Telefon: 0431 /9797-650/

651/652

Fax: 0431 / 9797-654

Anerkennte Beratungsstelle zum

5 218 StGB

Langebrückstr. 13

24340 Eckernförde

04351 / 5925 / 3487

04351 / 726142

Telefon:

FAX:

Lebens— und Erziehungs-

beratungsstelle des Kirchen-

kreises Rantzau

Soziale Beratung zum

5 218/219

Hainholzer Damm 13 a

25337 Elmshorn

0421 /71035

0421 /78517

Telefon:

FAX:

’ FAX:

Ev. Beratungszentrum für Paar-,

Familien-‚ Erziehungs- und

Lebensfragen und für

Schwangerschaftäkonflikt-

beratung nach 9 218/219

Johanniskirchhof 19

24937 Flensburg

0461 / 48083-26

0461 / 48083-02

Telefon:

FAX:

Psychologisches Beratungs-

zentrum im Diakonischen Werk

des Kirchenkreises Husum-

Bredstedt

Theodor-Storm—Str. 7

25813 Husum

04841 / 691440

04841 / 691459

Telefon:

Forum e.V. Kappeln

- Schwangerschaftskonflikt-

beratung —

Jönshof 2

24376 Kappeln

04642 / 5522

04642 / 2245

Telefon:

FAX:

Beratungsstelle für Schwangere

und Familie im Haus der Familie

Lornsenstr. 14

24105 Kiel

0431 / 562094

0431 / 563605

Telefon:

FAX:

Ev. Beratungszentrum

des Kirchenkreises Kiel

Jägersberg 20

24103 Kiel

0431 /51466

0431 /556122

Telefon:

FAX:



Beratungsstelle für Ehe— und

Lebensfragen und zum 5 218

Hüxterdamm 18

23552 Lübeck

Telefon: 0451 / 794362

Diakonisches Werk im Kirchen-

kreis Plön gGmbH

Beratungsstelle in Erziehungs-

und Lebensfragen für den Be-

reich des Kreises Plön

-Nebenstelle—

Friedrich-Speck—Str. 10 a

24321 Lütjenburg

Telefon: 04381 / 6667

Beratungs- und Behandlungs-

zentrum Niebüll

Beratungsstelle für Erziehungs-‚

und Lebensfragen und

Schwangerschaftskonflikten

Westerland Str. 3

25899 Niebüll

04661 / 96590

04661 /965916

Telefon:

FAX:

Anerkannte Beratungsstelle

zum 5 218

Diakonisches Werk des '

Kirchenkreises Lauenburg

Am Markt 7

23909 Ratzeburg

Telefon: 04541 / 889350

FAX: 04541 / 889359

Diakonie Ei_

Beratungsstelle für Erziehungs-‚

Familien- und Lebensfragen

- Anerkannte Beratungsstelle

zum 5 218 -

Prinzenstr. 13

24768 Rendsburg

04331 / 696330

04331 / 696339

Telefon:

FAX:

Beratungsstelle für Erziehungs-,

Familien-

und Lebensfragen

Beratungsstelle zum 5 218

Friedrichstr. 37

24837 Schleswig

04621 /381122

04621/381138

Telefon:

FAX:

Anerkennte Beratungsstelle

zum @ 218

Diakonisches Werk des

Kirchenkreises Lauenburg

Ernst—Barlach-Platz 9

21493 Schwarzenbek

04151 /7504

04151 /7079

Telefon:

FAX:

Diakonisches Werk des

Kirchenkreises Angeln

Beratungsstelle für Ehe und

Partnerschaft, Erziehung, Le-

bensfragen, Anerkennte Bera-

tungsstelle zum @ 218 StGB

Mühlenstr. 34

24392 Süderbrarup

04641 / 929223

04641 / 929224

Telefon:

FAX:
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Richtlinien

zur Förderung von Beratungsstellen

nach && 3 und 8

Schwangerschaftskonfiiktgesétz (SchKG)

GI.Nr 6660. 9

Bekanntmachung des Ministeriums für Frauen, Jugend,

Wohnungs- undStädtebau ‚
vom 12. November 1998 — V 390 b -—. F 12.06-6 — ,

Rechtsgrundlage '

Das Land SchiesWig-Hoistein fördert aufgrund des

5 4 Abs. 2 SchKG und der Richtiinien über die Aner-

kennung von Beratungsstellen nach dem SchKG

wohnortnahe Beratungsstellen, die zur Sicherstellung

eines auSreicherideh, piuraien Angebots erforderlich

sind, mit einem angemessenen Personal- und Sach-

kostenzuschuß im Rahmen der Vom Land bereitge-

stellten Mittei. ‘

Die Zuwendungen erfolgen nach Maßgabe dieser

Richtlinien und der Vemaitungsvorschni'ten zu @ 44

Landeshaushaitsordnung (LHO)

|| ’

Gegenstand der Förderung

1. Geiéirdei’t werden Beratungsstellen nach, 55_ 3

und 8 SchKG, die sich in freier Trägerschaft beim-

den .und die" zur Sichers'teiiung. eines ausreichen-

den, pluraien Angebots wohnorinaher Beratungs-

steiien erforderlich sind. Die Anerkennungsrichtii-

men für Schwangerschaftskonfiiktberatungsstei—

len in der jeweiis gültigen Fassung gelten für die

Beratungsstellen nach 5 3 SchKG entsprechend.

2. Zur Zeit ist der tatsächiiche Bedarf an Beratungs-

kapazität mit den bis zum 1 Oktober 1995 aner— '

kannten Beratungsstellen auf der Grundlage der

Anträge für 1995 mit jeweils maximal einer Vollzeit-

steiie gedeckt.

Eine Aufstockung des Personals bei den bereits

anerkannten Beratungssielien wird bei der Förde-

’ rung grundsätzlich nicht berücksiehtigt.

3. Eine Zuwendung ist abhängigvon der Erklärung,

daß die Empfängerinnen und Empfänger —’ unbe-

sChadetvon datenschutzrechtlichen Regeiungen —

in der Weitergabe 'von Unterlagen (z.B. Wirt—

schafispiänen, Geschäftsberichten und Zuwen-‘

dungsbes'cheiden) an Landtagsausschüss'e oder

’aneinzeine Landtagsabgeordnete keine Veriet-

zung schutzwürdiger interessen im Sinne des

Art. 23 Lendesverfassung sehen.

iamic.. '
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Zuwendungsempfängerinnenl '
- ‚ Zuwendungsempfänger

1. Zuwendungsempfängerinnen/Zuwendungsemp-
fänger sind die freien Träger der Beratungsstellen.
Gehören die Beratungsstellen einem freien Wohi-
fahrtsverbarid an, so werden die Zuwendungen
grundsätzlich an die Landesverbände derArbeiier-
wohifahrt (AWO), der Caritas (CV), des Dedischen
Paritäiischen Wohifahrtsverbandes (DPWV), des
Deutschen Roten Kreuzes (DRK) und des Diako-
nischen Werkes (DW) zur Weiterleitung an die
ihnen angeschlossenen Trägerinnen/i'rä9er der
Beratungsstellen ausgezahlt. "

Trägerinnen/‘i'räger, die keinem Landesverband
angeschlossen sind, und der Pro Famiiia-Landes-
verband erhalten den Zuschuß direkt vom Ministe-

- rium für Frauen, Jugend, Wohnungs- und Städte—
bau (MFJWS).

2. Ärztinnen und Ärzte, die als BeratungsStelie aner-
kannt— sind, und Beratungsstellen in kommunaier

T_rägerschaft erhalten keine Zuwendungen.

IV
Art, Umfang und Höhe der Förderung

. Die Zuwendung wird als Projektförderuhg'|n Form
einer Festbetragsfinanzierung als Zuschuß ge-

— währt.

2. Zuwendungsfähige Ausgaben sind die nach den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit notwendigen Personal- und Sachausgaben
der Trägerin/des Trägers. Pro Beratungsstelle wird
maximal eine voiizeitbeschäfiigte Beratungskraft

gefördert. Die entsprechende Beschäftigungsstun-
denzahi kann am durch Teilzéitkräfte erfüllt sein.

Für Vemaitungskräfie wird grundsätzlich kein Zu-

SChUB gewährt. Etwas anderes gilt für die Bera-
tungsstellen, die die Verteilung der Mittel der Bun-
desstiftung „Mutter und Kind -— Schutz des unge-

- borenen Lebens” vornehmen. Diese Beratungs-
stellen erhalten Zuwendungen zu den Personalko-
sten'iür Venwaitungskräfie. Dabei darf die Stun-
denzahi der Venwaitungskraft die Hälfte der Stun-
denzahl der Fachkraft nicht übersteigen. Maximal

_ wird jedoch auch hier nur eine Voiizeitsteiie, die
' sich aus Fach- und Verwaltungskrafl zusammen-

setzen kann, gefördert. .'

. Der Zuschuß des Landes beträgt nach Maßgabe
des Landeshaushaits in Anlehnung an die Perso-
nalausgaben einer Stelle N D BAT im Jahr 1998 '
bis zu 82.000 DM. in den Folgejahren ist dieser
Höchstbetrag um die |arifrechtiichen Steigerungen
der Grundvefgütung der VergGr. IV b BAT (Le—
bensaltersstufe: voilendetes 33. Lebensjahr) des
jeweiiigen Vorjahres zu erhöhen. Die Höhe des
Zuschusses richtet sich nach der Beschäftigungs-
stundenzahl für die Tätigkeit nach dern SchKG.

E
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Die Trägerin/Der Träger hat einen angemessenen

Eigenanteii an den zuwendungsfähigen Ausgaben

zu erbringen. Der Eigenanteil besteht nichtnur_ aus

Eigeniei_stungen, sondern es müssen auch Eigen-

. mittel zur Finanzierung aufgebracht werden.

[V

- V

Verfahren

Zuständige Bewilligungsbehörde ist das MFJWS,

Theodor-Heuss-Ring 49, 24113 Kiel. -

Die Trägerinnen/Die Träger der Beratungsstellen

müssen ihren Antrag für das laufende Haushalts-

jahr über den für sie 2uständigengLandesvefband

grundsätziich bis spätestens' 31. März beim

MFJWS steilen. ' ’ —

Beratungsstellen, die keinem Landesverband an-

geschlossen sind, stellen den Antrag direkt beim

MFJWS. '

Die Landesverbände prüfen die Anträge gemäß

Nummer 4 und leiten sie gesammelt dem MFJWS

zu. _

’Der Antrag muß Angaben enthalten über

— Name und Anschrift der Trägerin/des Trägers

und der Beratungsstelle (iaiis nicht identisch),

_ — Zeitpunkt derAnerkennung der Beratungsstelle,

' -— personelle Ausstatturig (Name, Qualifikation,

Eingruppierung), _

— Beséhäftigungsstundenzahi insgesamt,

'— Beschäftigungsstundenzahl fürdie Tätigkeit

nach dem SchKG,

— Anstellungszeitpunkt.

. Dem Antrag ist ein Kosten- und Finanziemngspiän

beizufügen, der die Höhe des Eigenanteiis sowie

der bei Dritten beantragten Mitte! einschließlich

solcher aus anderen öffentiichen Haushalten er-

kennen läßt.

5. Für die Bewiiiigung, Auszahlung und Abrechnung

der Zuwendungen sowie für den Nachweis und die

Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche

Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die

Rückforderung der gewährten Zuwendungen gei-

tendie qu 544 LHO und die 55116,117,117a

, Landesvewvaitungsgesetz (LVWG), soweit nicht in

diesen Richtlinien oder im Einzeifail Abweichungen

zugelassen worden sind.

6. Für die Auszahlung der Landeszuwendurigen gilt

Abschnitt iii dieser Richtlinien„

7. Die Bewilligung wird grundsätzlich nur befristet für

ein Kalenderjahr erteilt.

8. Die einzeinen Beratungsstellen legen ihren Ver-

wendungsnaohweis (vereinfachter Verwendungs-

nachweis gemäß Nummer 6.6 der Allgemeinen

Nebenbestimmungen zurProjektiörderung — AN-

BestP —) über die Tätigkeit nach dem SchKG über

den für sie zuständigen Landesverband, der die

Unteriagen inhaltlich auf ihre Voiiständigkeit und

Richtigkeit der Angaben prüft, bis spätestens

30. Juni des Folgejahres dem MFJWS vor. Bere-

‚ .tungssteiien, die keinem Landesverband angehö-

ren, legen den Venwendungsnachweis bis späte-

stens 30. Juni des Foigejahres direkt dem MFJWS

vor. Darüber hinaus sind entsprechend dern

Wunsch des Landesrechnungshoies Schleswig—

Holstein die Gesamteinnahmen und —ausgaben

einer Beratdngssteiie sowie die eingesetzten Ei-

genmittei — Vorbehaitlich, einer gerichtlichen Ent- _ ?

scheidung — anzugeben. ' Der Verwendungs-

nachweis hat zusätzlich die unter AbschnittV Ziff. 4

Satz 1 dieser Richtiinien genannten Angaben zu . ‚

enthalten.

9. Sofern die Verbände ihrer VerpflichtUng gemäß

Abschnitt V Ziff. 3 nicht riachkommen oder die

- Trägerinnen und Träger die Anträge nicht fristge- ‘

recht einreichen, wird ein Zuschuß fiir den Zeit- {

raum; für den die vom MFJWS gesetzte Frist über-

: schritten wird,“ nicht gewährt. ‘

Sofern die Vennendungsnachweise oder Erfah-
rungsberichte nicht fristgerecht eingereicht wer?

den, ist die Zuwendung gemäß Ziffer8 ANBest-P
zu erstatten. ' - _

‚ Vi

— Schlußbestimm'ungen

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1.9 Janu-

_ er 1998 in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtlinien zur
Förderung von Beratungsstellen nach 55 3 und 8

SchKG vom 15. Februar 1996 (Amtsbi. Schl.-H.

' » s. '249)*) außer Kraft.

'Die Landesverbände der freien Wohlfahrtspflege und

die Kommunen werden bei der Beurteilung des Be-

darfs und einer eventueiien regionalen Umverteilung

beteiligt. Sollte ein Einvernehmen nicht erreicht wer-,

den, bleibt die EntScheidung dem MFJWS vorbehai-

_Ien. .

Ein Anspruch der Trägerin oder des Trägers im Rah- -

menfder Förderung durch das Land auf einen be-'_

stimmten'8tandort der Beratungsstelle besteht nicht.

Das MFJWS ist berechtigt, die Förderung im Rahmen _

7' der Bedarfsplanung zu beurteilen. 4 ‘ '

Die Landesverbände der freien Wohlfahrtspflege und

die Kommunen werden vor einer Änderung der Richt- ‚

* iinien gehört. ' ' '

Amtsbi. Schi.-H. 1998 ‚s. 960

') GI.Nr. 6660.3
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